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Neues aus Gesetzgebung & 
Finanzverwaltung 

BMF: Gleichzeitige Zahlung von Geschäftsführergehalt und Pension 

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat am 3. September 2024 ein 
Schreiben veröffentlicht, in dem es zu den Folgen des BFH-Urteils vom 15. März 
2023, I R 41/19 Stellung genommen und sein Schreiben vom 18. September 
2017 (BStBl 2017 I S. 1293) angepasst hat. 

Hintergrund 

Der BFH hatte in seinem Urteil I R 41/19 (siehe unseren Blogbeitrag) seine 
Rechtsprechung zu vGA so fortentwickelt, dass eine vGA nicht vorliegen soll, 
wenn nach dem Eintritt des Versorgungsfalles neben der Versorgungsleistung bei 
voller Weiterbeschäftigung als Geschäftsführer für diese Tätigkeit lediglich ein 
reduziertes Gehalt gezahlt und die Gehaltszahlung die Differenz zwischen der 
Versorgungszahlung und den letzten Aktivbezügen nicht überschreitet. 

Nach Erörterung mit den obersten Finanzbehörden der Länder hat das BMF die 
Randnummer 10 seines Schreibens vom 18. September 2017 (BStBl I S. 1293) 
nun entsprechend angepasst. 

Weiterhin stellt das BMF klar, dass dem BFH, soweit Rn. 28 des Urteils vom 15. 
März 2023, a. a. O., die – nicht entscheidungserhebliche – Auffassung vertritt, 
dass eine Weiter- oder Folgebeschäftigung mit 
reduzierten Arbeitszeiten/Aufgabenbereichen dazu führen könne, dass die 
Differenz zwischen Versorgung und letzten Aktivbezügen nicht vollständig 
ausgeschöpft werden könne, ohne eine vGA auszulösen, dem nicht beizupflichten 
sei. An der bisherigen abweichenden Verwaltungsauffassung, dass eine 
Teilzeittätigkeit nicht mit dem Aufgabenbild eines Gesellschafter/Geschäftsführers 
vereinbar ist, wird festgehalten. 

Fundstelle 

BMF, Schreiben vom 30.8.2024, IV C 2 - S 2742/22/10003 :009.  

https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/237832/vga-versorgungszahlung-und-geschaeftsfuehrergehalt/
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Einkommensteuer/2024-08-30-geschaeftsfuehrergehalt-und-pension.pdf?__blob=publicationFile&v=4
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 5. September 2024 

 
 
Die Änderung der wirtschaftlichen Betätigung einer 
Kapitalgesellschaft und die Übertragung einer betrieblichen Einheit 
auf eine andere Kapitalgesellschaft lassen die für die Nutzung 
eines Gewerbeverlusts gemäß § 10a GewStG erforderliche 
Unternehmensidentität der übertragenden Kapitalgesellschaft 
unberührt. Soweit ein ursprünglich im Betrieb einer 
Personengesellschaft entstandener Gewerbeverlust durch 
Anwachsung auf eine Kapitalgesellschaft übergegangen ist, entfällt 
der bei der Kapitalgesellschaft nach § 10a Satz 6 GewStG als 
vortragsfähig festgestellte Fehlbetrag nicht dadurch, dass sie den 
verlustverursachenden Geschäftsbereich im Wege eines Asset 
Deals weiterveräußert. 
 
Zum Urteil, siehe auch die Pressemitteilung 035/24. 
 
 
Der Transfer der Steuerbegünstigung für Betriebsvermögen, für 
vermieteten Wohnraum und für das selbstgenutzte Familienheim 
unter Miterben setzt voraus, dass die Übertragung der 
Vermögenswerte im Rahmen der Teilung des Nachlasses erfolgt. 
Dies kann auch dann der Fall sein, wenn die Teilung des 
Nachlasses mehr als sechs Monate nach dem Erbfall erfolgt 
(entgegen H E 13a.11 EStH 2019). Beruht der Entschluss, den 
Nachlass zu teilen und dabei begünstigtes (Betriebs-)Vermögen 
gegen nicht begünstigtes Vermögen zu übertragen, auf einer 
neuen Willensbildung der Erbengemeinschaft, die den Nachlass 
zunächst willentlich ungeteilt belassen hat, ist die Übertragung 
nicht begünstigt.  
Zum Urteil 
 
 
§ 15a Abs. 3 Satz 1 (Einlageminderung) und Satz 3 
(Haftungsminderung) des Einkommensteuergesetzes sind 
gesellschafterbezogen auszulegen. Danach ist der fiktive Gewinn 
demjenigen Kommanditisten zuzurechnen, der die für die 
Einlageminderung erforderliche Entnahme tätigt oder für den die im 
Handelsregister eingetragene Haftsumme gemindert wird. Die 
gesellschafterbezogene Betrachtung der Gewinnhinzurechnung gilt 
auch dann, wenn der Kommanditanteil unterjährig übertragen wird. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 

Urteil III R 30/21: Keine 
Relevanz der 
Unternehmensidentität 
bei einer Kapital-
gesellschaft für die 
Feststellung eines im 
Wege der Anwachsung 
von einer Personen-
gesellschaft 
übernommenen 
Gewerbeverlusts 
25. April 2024 
 

Urteil II R 12/21: 
Begünstigungs-
transfer bei der 
Erbschaftsteuer 
 
 
 
 
 
 
 
15. Mai 2024 
 

 

 
Urteil IV R 17/21: Zum 
Zurechnungssubjekt 
des fiktiven Gewinns 
nach § 15a Abs. 3 
EStG 
 
 
 
 
 
 
20. Juni 2024 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410155/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/keine-relevanz-der-unternehmensidentitaet-bei-einer-kapitalgesellschaft-fuer-die-feststellung-eines-im-wege-der-anwachsung-von-einer-personengesellschaft-uebernommenen-gewerbeverlusts/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410152/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410154/
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Weitere Veröffentlichungen vom Tage:  
 

Urteil VIII R 28/20: Keine teleologische Reduktion des 
Anwendungsbereichs von § 20 Abs. 4a Satz 3 EStG in der bis Ende 2020 
geltenden Fassung 
8. Mai 2024 
Zum Urteil 
 
Urteil VI R 35/21: Steuerpflicht von Arbeitslohn aus einer inländischen 
öffentlichen Kasse 
11. Juli 2024 
Zum Urteil 

 
Rechtsprechung im Blog 

 
Zur Behandlung von Währungskursverlusten bei darlehensähnlichen 
Gesellschafterforderungen im Drittstaatenfall 
Währungskursverluste bei darlehensähnlichen Gesellschafterforderungen in 
Fremdwährung mindern vor dem Inkrafttreten des § 8b Abs. 3 Satz 6 KStG i.d.F. 
des Gesetzes vom 25.06.2021 (BGBl I 2021, 2050, BStBl I 2021, 889) das 
Einkommen der Kapitalgesellschaft nicht, da sie in den sachlichen 
Anwendungsbereich des § 8b Abs. 3 Satz 4 und 7 KStG fallen. Dies hat der BFH 
in einem aktuellen Urteil entschieden. 
Sachverhalt 
Die Beteiligten streiten darüber, ob Währungskursverluste im Jahr 2014 
(Streitjahr) nicht abziehbare Gewinnminderungen im Sinne des § 8b Abs. 3 Satz 4 
bis 7 des Körperschaftsteuergesetzes in der für das Streitjahr geltenden Fassung 
(KStG) sind. 
Die Klägerin ist eine Aktiengesellschaft mit Sitz in Deutschland. Der weltweite 
Vertrieb ihrer Produkte und Dienstleistungen erfolgt überwiegend über 
konzerneigene Tochtergesellschaften, in Brasilien durch die die B Ltda (GBR) 
Für ihre in Landeswährung in Rechnung gestellten Forderungen aus Lieferungen 
und Leistungen gewährte die Klägerin der GBR ein Zahlungsziel von 90 Tagen. 
Die Begleichung der Forderungen erfolgte bis Mitte des Jahres 2016 regelmäßig 
erst 7 bis 9 Monate nach Rechnungstellung. Im Streitjahr 2014 ergaben sich für 
Umsätze, bei denen zwischen Nettofälligkeit und Ausgleich mindestens 90 Tage 
vergangen waren, nach der Saldierung mit Währungsgewinnen noch 
Währungsverluste von xxx €, die der Höhe nach nicht streitig sind. 
Das Finanzamt vertrat die Auffassung, dass die Währungsverluste gemäß § 8b 
Abs. 3 Satz 4 KStG außerbilanziell hinzuzurechnen seien. Sofern die 
Rechnungen erst später als 90 Tage nach der vereinbarten Fälligkeit beglichen 
worden seien, sei ein darlehensähnliches Verhältnis im Sinne des § 8b Abs. 3 
Satz 7 KStG anzunehmen. 
Die Klage vor dem Finanzgericht Baden-Württemberg hatte keinen Erfolg (siehe 
unseren Blogbeitrag). 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410158/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410157/
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/228338/update-ausserbilanzielle-hinzurechnung-von-fremdwaehrungsverlusten-aus-forderungen-gegen-eine-auslaendische-tochtergesellschaft/
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Entscheidung des BFH 
Der BFH hat sich der Entscheidung der Vorinstanz angeschlossen und die 
Revision als unbegründet zurückgewiesen. 
Währungskursverluste bei darlehensähnlichen Gesellschafterforderungen in 
Fremdwährung mindern vor dem Inkrafttreten des § 8b Abs. 3 Satz 6 KStG i.d.F. 
des Gesetzes vom 25.06.2021 (BGBl I 2021, 2050, BStBl I 2021, 889) das 
Einkommen der Kapitalgesellschaft nicht, da sie in den sachlichen 
Anwendungsbereich des § 8b Abs. 3 Satz 4 und 7 KStG fallen. 
In einem Drittstaatenfall steht Unionsrecht dem nicht entgegen; die auch im 
Verkehr mit Drittstaaten geltende Kapitalverkehrsfreiheit (Art. 63 Abs. 1 des 
Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union -AEUV-) wird bei § 8b 
Abs. 3 Satz 4 und 7 KStG durch die Niederlassungsfreiheit (Art. 49 AEUV) 
verdrängt und ist nicht anwendbar. 
Fundstelle 
BFH, Urteil vom 24. April 2024 (I R 41/20), veröffentlicht am 29. August 2024. 
Eine englische Zusammenfassung dieses Urteils finden Sie hier. 
 
Berücksichtigung von Beteiligungsverlusten bei Gewinnermittlung nach § 4 
Abs. 3 EStG 
Der Verlust der Beteiligung an einer Kapitalgesellschaft, die zum notwendigen 
Betriebsvermögen gehört, kann auch im Rahmen einer Einnahmen-Überschuss-
Rechnung gewinnmindernd berücksichtigt werden (entsprechend § 4 Abs. 3 Satz 
4 EStG). Für den Zeitpunkt und den Umfang des Betriebsausgabenabzugs ist 
maßgeblich, wann und in welcher Höhe die für den Erwerb der Beteiligung 
aufgewendeten Mittel endgültig verlorengegangen sind. Auf die 
Rechtsprechungsgrundsätze zur Berücksichtigung eines Beteiligungsverlusts im 
Privatvermögen nach § 17 Abs. 4 EStG kann in diesem Zusammenhang nicht 
zurückgegriffen werden. Dies hat der BFH in einem aktuellen Urteil entschieden. 
Sachverhalt 
Der Kläger war zu 50 % an der 1988 gegründeten X GmbH (GmbH) beteiligt. 
Darüber hinaus erbrachte er im Rahmen eines gewerblichen Einzelunternehmens 
Beratungsleistungen und vermietete Wirtschaftsgüter, unter anderem an die 
GmbH. 
Seinen Gewinn aus dem gewerblichen Einzelunternehmen hatte der Kläger 
zunächst durch Betriebsvermögensvergleich ermittelt. In den Bilanzen zum 
31.12.2003, zum 31.12.2004 und zum 31.12.2005 hatte er sowohl die GmbH-
Beteiligung mit einem Wert von 79.250,24 € als auch diverse 
Darlehensforderungen in Höhe von zuletzt 144.466,81 € (2005) gegen die GmbH 
aktiviert. Diese Forderungen beruhten auf Darlehen, die zum Teil seine Mutter (in 
den Jahren 1998 und 2000) und zum Teil er selbst (in den Jahren 2000, 2002 und 
2005) der GmbH gewährt hatte. Eine Betriebsprüfung bei der GmbH im Jahr 2005 
hatte die von der Mutter und ebenso das von ihm im Jahr 2000 gewährte 
Darlehen als verdeckte Einlagen behandelt. 
Für das Jahr 2006 legte der Kläger keine Bilanz vor, sondern lediglich eine 
vorläufige Gewinn- und Verlustrechnung. Für die nachfolgenden 
Veranlagungszeiträume 2007 bis 2011 reichte er bei dem seinerzeit noch 
zuständigen Betriebsfinanzamt keine Feststellungserklärungen mehr ein, so dass 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410148/
https://blogs.pwc.de/de/german-tax-and-legal-news/article/244861/foreign-currency-losses-in-the-case-of-shareholder-loans-to-subsidiary-in-third-countries-not-deductible/
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die Einkünfte aus Gewerbebetrieb geschätzt werden mussten. In der Folgezeit 
legte der Kläger für die Jahre 2009 bis 2011 Einnahmen-Überschuss-
Rechnungen vor. Für die Jahre 2012 und 2013 reichte er beim Finanzamt 
Einkommensteuererklärungen ein, in denen er seine gewerblichen Einkünfte 
ebenfalls durch Einnahmen-Überschuss-Rechnung ermittelt hatte. 
Bereits im Jahr 2007 hatte die GmbH ihren Geschäftsbetrieb eingestellt. Im Jahr 
2008 war über das Vermögen der GmbH das Insolvenzverfahren eröffnet worden. 
Der Insolvenzverwalter hatte im Juli 2008 berichtet, die GmbH sei spätestens seit 
dem 31.12.2000 überschuldet gewesen. Stille Reserven hätten nicht existiert. 
Eine Fortführung des Unternehmens sei ausgeschlossen. Nennenswerte liquide 
Mittel seien nicht vorhanden. Selbst die Gläubiger im Sinne von § 38 der 
Insolvenzordnung (InsO) hätten nur eine äußerst geringe Quote zu erwarten (0,1 
%). Einer im Juni 2013 beantragten Einstellung des Insolvenzverfahrens nach § 
213 InsO kam das Amtsgericht nicht nach, weil ein Gläubiger nicht zum 
Forderungsverzicht bereit gewesen war. 
Mit seiner Einkommensteuererklärung für das Streitjahr 2012 erklärte der Kläger 
einen Verlust aus der Auflösung der GmbH gemäß § 17 Abs. 4 des 
Einkommensteuergesetzes (EStG). Das Finanzamt erkannte diesen Verlust nicht 
an. Die Einsprüche gegen den Einkommensteuerbescheid für 2012 vom 
27.04.2016 und den am selben Tage ergangenen Einkommensteuerbescheid für 
das weitere Streitjahr 2013 blieben insoweit ohne Erfolg. 
Die Klage vor dem Finanzgericht Düsseldorf hatte im ersten Rechtsgang keinen 
Erfolg. Auf die Revision des Klägers hin hob der Bundesfinanzhof (BFH) dieses 
Urteil auf und verwies die Sache an das Finanzgericht zurück (BFH, Urteil vom 
19.11.2019, IX R 7/19, BFH/NV 2020, 675). 
Im zweiten Rechtsgang beantragte der Kläger zusätzlich, mit einem weiteren 
Hilfsantrag, die Berücksichtigung des Verlustes bei den gewerblichen Einkünften 
für das Jahr 2013. Das Finanzgericht wies die Klage erneut ab. 
Entscheidung des BFH 
Der BFH hat der Revision stattgegeben, die Entscheidung der Vorinstanz 
aufgehoben und erneut zur anderweitigen Verhandlung und Entscheidung an das 
Finanzgericht zurückverwiesen. 
Das FG hat in revisionsrechtlich nicht zu beanstandender Weise entschieden, 
dass die Beteiligung des Klägers an der GmbH und die streitigen 
Darlehensforderungen bis 2013 zum Betriebsvermögen seines Gewerbebetriebs 
gehört haben. 
Die Beteiligung an einer Kapitalgesellschaft, die zum notwendigen 
Betriebsvermögen eines Einzelgewerbetreibenden gehört, verliert diese 
Zuordnung nicht dadurch, dass sich die Umstände ändern, die ihre Eigenschaft 
als notwendiges Betriebsvermögen begründet haben, sondern grundsätzlich erst 
dadurch, dass der Steuerpflichtige sie aus dem Betriebsvermögen entnimmt. 
Der Verlust der Beteiligung an einer Kapitalgesellschaft, die zum notwendigen 
Betriebsvermögen gehört, kann auch im Rahmen einer Einnahmen-Überschuss-
Rechnung gewinnmindernd berücksichtigt werden (entsprechend § 4 Abs. 3 Satz 
4 EStG). 
Für den Zeitpunkt und den Umfang des Betriebsausgabenabzugs ist maßgeblich, 
wann und in welcher Höhe die für den Erwerb der Beteiligung aufgewendeten 
Mittel endgültig verlorengegangen sind. 
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ZUM SEMINAR 

Auf die Rechtsprechungsgrundsätze zur Berücksichtigung eines 
Beteiligungsverlusts im Privatvermögen nach § 17 Abs. 4 EStG kann in diesem 
Zusammenhang nicht zurückgegriffen werden. 
Bei einem Übergang vom Betriebsvermögensvergleich (§ 4 Abs. 1 EStG) zur 
Einnahmen-Überschuss-Rechnung (§ 4 Abs. 3 EStG) ist im ersten Jahr nach dem 
Übergang (Übergangsjahr) ein Übergangsgewinn zu ermitteln. 
Fehler bei der Ermittlung des Übergangsgewinns im Übergangsjahr können nur 
durch eine Änderung des Einkommensteuerbescheids für das Übergangsjahr 
korrigiert werden. 
Mangels tatsächlicher Feststellungen vermag der Senat jedoch nicht zu 
beurteilen, ob der Kläger in den Streitjahren weitere abziehbare Ausgaben für die 
Beteiligung getätigt hat. 
Fundstelle 
BFH, Urteil vom 31. Januar 2024 (X R 11/22), veröffentlicht am 29. August 2024. 
 

Business Meldungen 
 
PwC Transfer Pricing Perspectives DACH, Ausgabe 63 
  
Im vierteljährlich erscheinenden Newsletter „Transfer Pricing Perspective” für die 
Region Deutschland, Österreich und Schweiz (DACH) informieren die PwC-
Spezialisten für Verrechnungspreise über aktuelle Themen rund um 
Verrechnungspreise und berichten aus ihrer täglichen Praxis. 
 
Den Beitrag finden Sie hier. 

 
Terminplaner 
  
creance.ai - Your Very Own AI 
Compliance Superpower 
Präsenzveranstaltung, 30.09.2024 
 

 

Wir freuen uns auf Sie! 
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https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410152/
https://urldefense.com/v3/__https:/click.email.pwc.de/?qs=1770efaf574546527b527187e612dbfbaf98eb5f2b1559e055ee0b34e665fa8e4fb08d2545b1a3e08e4c02f702bc37c8cac32af4f2508a465d45f0899e8bfd5c__;!!Nyu6ZXf5!t_ZENV1VeEsi6S7jS0psW7FQGIBWsZ5queLBmjYRkDm63g9ka-izoAJTK7F2Mb5W4Muth_25fTlduRI62NePF8CqQ2lqtDk%24
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
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E-MAIL SENDEN 

 

 
Noch Fragen? 
 
Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 
einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 
Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 
Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 
durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 
Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 
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